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ROHSTOFFLAGE / VOLLBESCHÄFTIGUNG / LEBENSSTANDARD
D ie Beziehungen zwischen den Industrieländern und ihren Rohstofflieferanten sind 
problematisch geworden. Die Bevölkerung der unterentwickelten Gebiete, der wichtigsten 
Rohstoffländer, ist infolge des erwachenden Nationalismus nicht mehr bereit, sich mit 
einem Lebensstandard am Rande des Existenzminimums abzufinden. Um ihre Rohstoff­
versorgung gegen den drohenden kommunistischen Einfluß in diesen Gebieten zu  schützen, 
sind die westlichen Industrieländer gezwungen, m it K apita l und technischem Beistand 
zu r Erschließung der rückständigen Gebiete beizutragen. Jedoch dürfen sie aus strate­
gischen Gründen die oft unter höheren Kosten produzierende inländische Bergwerks­
industrie nicht verfallen lassen. Gleichzeitig läßt sieh die Politik der Vollbeschäftigung 
oft nur m it einer enormen Verschwendung der a u f vielen Gebieten sehr begrenzten 
Rohstoffvorräte der JFelt durchführen. — Mit welchen Schwierigkeiten muß bei der  
Industrialisierung der unterentwickelten Gebiete gerechnet werden? Welcher Ausgleich 
bietet sich den USA. zwischen einer billigen und ausreichenden Rohstoffversorgung aus 
dem Ausland und den Interessen der inländischen Bergwerksindustrie? Welche Gefahren 
ergeben sich aus der Politik der Vollbeschäftigung fü r  die Weltrohstoff Vorkommen ins­
gesam t? Das sind die Probleme, mit denen sich die fo lgenden  Abhandlungen befassen.

Das Problem der Armut in den rückständigen Gebieten
Prof. Dr. Emil,Küng, St. GallenL ,1

DIE GEGENWARTSLAGE

Während früher die W irtschaftsverhältnisse „hin­
ten, w eit in der Türkei" die Geister in den 

hochindustrialisierten Ländern kaum interessierten, 
hat sich in den jüngsten Jahren  in dieser Beziehung 
ein deutlicher W andel vollzogen. Fast auf allen, in­
ternationalen Konferenzen kommen heute die Pro­
bleme der unentwickelten Länder zur Sprache. Nament­
lich seit der V erkündung von Trumans „Punkt V ier“ 
hat die Einsicht in weiteren Kreisen Fuß gefaßt, daß 
m an der oft unerhörten Armut in jenen Zonen nicht 
m ehr untätig  Zusehen dürfe, weil sonst auch das poli­
tische Gleichgewicht der westlichen W elt bedroht 
würde. Insbesondere gab man sich auch Rechenschaft 
darüber, daß die Versorgung der wohlhabenderen 
Länder in hohem Maße von den Zufuhren aus den 
unentwickelten Gebieten abhängt und daß politische 
Unruhen und soziale Revolten diese Zufuhren gefähr­
den. Infolgedessen bem üht man sich m ehr und mehr, 
m it Kapitalhilfe und technischer Unterstützung diesen 
Ländern un ter die Arme zu greifen und ihre Nöte zu 
lindern.
Bei der Verwirklichung dieses Vorhabens erwachte 
freilich auch das Bewußtsein davon, wie ungeheuer 
schwierig die Probleme sind, mit denen m an bei einer 
w irkungsvollen Unterstützung zu käm pfen hat, und 
wie fragwürdig die erzielten Erfolge oft sind. Die 
Arm ut in den rückständigen Gebieten der Welt zu 
überwinden, ist in der Tat ein SisyphusnUntemehmen. 
Schon zu Beginn haben wir uns nämlich darüber klar 
zu werden, daß beispielsweise in Südostasien die V er­
arm ung in den vergangenen 20 bis 50 Jahren eher

zugenommen hat. Namentlich die Einführung der 
modernen medizinischen und hygienischen Methoden 
hat sich in dieser Beziehung a ls  ein Danaergeschenk 
erwiesen, indem diese wohl die Sterblichkeit herab­
drückten, aber gleichzeitig und gerade dadurch die 
Bevölkerungszahlen immer w eiter anschwellen lie­
ßen. Für Indien z. B. hat man errechnet, daß etwa im 
Jahre 1880 noch 2500 Kalorien pro Person und Tag 
zur Verfügung standen; heute dagegen w ird die N ah­
rungsm ittelversorgung auf nur noch 1 600 Kalorien 
geschätzt.
Schon aus diesen Ziffern geht die chronische U nter­
ernährung hervor, die sich natürlich von Zeit zu Zeit 
zu eigentlichen Verhungerungszuständen aus wächst. 
Daß unter solchen V erhältnissen eine durchgreifende 
Besserung der Lage äußerst schwerfällt, leuchtet ohne 
w eiteres ein. Daß aber auch die Kaufkraft der Bevöl­
kerung unsäglich bescheiden sein muß, w ird schon 
daraus ersichtlich, daß etw a auf dem Lande eine jäh r­
liche Arbeitszeit von drei bis v ier M onaten während 
der Ernteperioden die Regel bildet. Infolgedessen 
herrscht ein arbeitsloses Landarbeiterproletariat vor, 
das unter denkbar prim itiven Bedingungen zu leben 
gezwungen ist. Daß aber solche Leute — die zum 
größten Teil Analphabeten sind — sich auch nicht für 
eine geordnete und Zuverlässigkeit erfordernde 
Fabrikarbeit eignen, liegt auf der Hand. Selbst wenn 
daher im Zuge der Industrialisierung die Arbeits­
plätze geschaffen würden, um den Leuten Beschäf­
tigung und damit Einkommen und Brot zu geben, so 
ist doch offensichtlidi, daß es sich zunächst nur um 
allereinfachste Tätigkeiten handeln kann.
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DIE PSYCHOLOGISCHE EINSTELLUNG

Selbstverständlidi ist die Arm ut der unteren Bevölke- 
rungssdiiditen nicht eine Erscheinung der Neuzeit, 
sondern so a lt wie die Menschheit selbst. Daß vielleicht 
drei V iertel der W eltbevölkerung stets am Rande des 
Hungers und des Hungertodes dahinvegetieren, ist 
denn auch nichts Ungewohntes. Neu ist dagegen der 
Umstand, daß die breiten Massen in den rückstän­
digen Ländern nicht m ehr ohne w eiteres gewillt sind, 
sich mit dieser Tatsache abzufinden. Auch in. dieser 
Hinsicht hat sich der Einfluß des W estens ausgewirkt. 
Gehörte früher die Armut zum Kismet oder w ar sie 
ein Fatum, das m an als gottgegeben hinnahm, so v er­
ändert nunmehr das Eindringen westlicher Ideen diese 
Geisteshaltung mehr und mehr. Bewegte man sich 
bisher in festgefügten Religionen und sozialen Ord­
nungen, durch die die Nichtigkeit der äußeren Bedürf­
nisse betont und die straffe Eingliederung in einen 
hierarchischen Gesellschaftskörper als natürlich an ­
gesehen wurde, so breitet sich heute der m aterielle 
Fortschrittsglaube des 19. Jh. ständig w eiter aus und 
weckt die Unzufriedenheit mit dem eigenen Schicksal. 
Es waren hauptsächlich das Uberhandnehmen des 
Nationalismus und die liberalen Gedankengänge, die 
diese traditionelle verzichtende Haltung allmählich 
untergruben. Mit der erhöhten Selbständigkeit der 
eigenen Regierungen wuchsen auch die Ansprüche in 
bezug auf die äußere Lebensgestaltung. Und nachdem 
die früheren, Oppositionsparteien der ausländischen 
Fremdherrschaft alle Übel in die Schuhe geschoben 
und das Blaue vom Himmel herunter versprochen 
hatten, sehen sie sich nunmehr nach erfolgter Macht­
ergreifung in der Zwangslage, die früheren Zusagen 
zu verwirklichen und den W ohlfahrtsstaat tatsächlich 
einzuführen. Dabei w erden sie aber die Geister, die 
sie riefen, nicht m ehr los. Man verlangt jetzt von 
ihnen, die herkömmliche Einkommensungleichheit zu 
mildern oder gar abzuschaffen und jedem sein täg­
liches Brot zu sichern. Nachdem die Führer ihre An­
hänger davon zu überzeugen vermochten, daß das 
Fortbestehen des Elends nicht Gottes W ille sei, sollen 
sie jetzt, da sie im Besitze der Macht sind, den Lebens­
standard rasch und umfassend heben. Daß dies nur 
durch eine gewaltige Steigerung der Produktivität, 
der Kapitalbildung und des Arbeitseinsatzes möglich 
ist, wird vom Mann auf der Straße kaum verstanden. 
Man könnte nun geneigt sein, diese Spannungen als 
rein interne Fragen der einzelnen Länder zu betrach­
ten, mit denen die betreffenden Regierungen selber 
fertig zu werden hätten. Unglücklicherweise ist dem 
aber in der gegenwärtigen weltpolitischen Lage nicht 
so. Denn es gibt eine Partei, die aus der Unzufrieden­
heit der M assen politisches Kapital zu schlagen ver­
steht. In der Tat übertreffen die Sendlinge Moskaus, 
die in allen rückständigen Ländern am  W erke sind, 
mit ihren Versprechungen eines künftigen Paradieses 
alle nationalen V olksvertreter und Regierungs­
männer — besonders nachdem diese nun einen V or­
geschmack von den realen Schwierigkeiten erhalten 
haben, die zu überwinden sind. Es ergibt sich daraus

eine gefährliche Konkurrenz der Ideologien, bei der 
die Anhänger der überlieferten Parteien und vor 
allem die noch nicht organisierten und politisch ge­
schulten Volksmassen um so schwerer bei der Stange 
zu halten sind, je  hemmungsloser und verantw ortungs­
loser die Kommunisten ihre W erbetrommel rühren 
können und je m ehr sie im stande sind, auf das prak­
tische Versagen der Regierung bei der Lösung ihrer 
Aufgaben hinzuweisen.
Die Möglichkeit einer Zerrüttung der mühsam er­
richteten S taatsautorität ist daher nicht von der Hand 
zu weisen. Der Übergang w eiterer Länder ins kom­
munistische Lager w äre indes für den W esten eine 
zu schwerwiegende Angelegenheit, als daß man dem 
mit verschränkten Armen Zusehen dürfte. Darin ist 
denn auch der politische Grund für die Hilfeleistung 
zu erblicken. Es gilt, die auf demokratischem W ege 
zustandegekommenen Regierungen zu stützen und 
ihnen bei der Bekämpfung der Armut tatkräftig  bei­
zustehen. Damit keine Fehlinvestitionen großen Stils 
Vorkommen, wie es bei einem derartigen Eingreifen 
nur zu leicht möglich ist, muß dem eine gründliche 
Analyse der Ursachen des Elends und der Abhilfe­
möglichkeiten vorausgehen.

DER BEVOLKERUNGSDRUCK 
Unter den Gründen, die zu dem heutigen unerhört 
niedrigen Versorgungsniveau Anlaß gaben, ist zwei­
fellos die Bevölkerungsvermehrung an erster Stelle 
zu nennen. Man erhält davon ein anschauliches Bild, 
w enn man sich vergegenwärtigt, daß der indische 
Subkontinent zur Zeit einen täglichen Nettozuwachs 
von, 14 000 Personen zu verzeichnen hat. W as es nun 
bedeutet, eine Bevölkerung zu ernähren, ihr Kleidung, 
Unterkunft und Arbeitsplätze zu verschaffen, die jah r­
aus, jahrein jeden Tag um anderthalb Divisionen an ­
wächst, das überschreitet alle vorstellbaren Maßstäbe 
und läßt von Anfang an  an der Lösung des Problems 
verzweifeln, nicht nur den gewohnten Konsumstan­
dard aufrechtzuerhalten, sondern darüber hinaus für 
die Hunderte von Millionen eine Erhöhung durchzu­
setzen. W ir brauchen nur zu ermessen, welche Kapital­
beträge notwendig sind, um für den laufenden Zu­
wachs jene Komplementärgüter bereitzustellen, die 
für die Behausung und Unterbringung im Produktions­
prozeß benötigt werden.
W ie kam es nun aber dazu, daß die Bevölkerungszahl 
in der jüngeren Vergangenheit so rasch zunahm, 
w ährend sie doch früher über Jahrhunderte annähernd 
stationär blieb? Hier ist offenbar wiederum der Ein­
fluß des W estens maßgebend. Er brachte auf der einen 
Seite eine Verminderung insbesondere der Säuglings­
und Kindersterblichkeit mit sich, ohne aber auf der 
anderen Seite für die dadurch heranwachsenden zahl­
reicheren Menschen automatisch auch A rbeit und Brot 
in hinreichendem Umfang zu beschaffen. Die Sanie­
rung der hygienischen Verhältnisse hat gewiß insofern 
auch ihr Gutes, als sie — rein ökonomisch betrachtet — 
jene Aufwendungen für Kinder herabsetzt, die gar nie 
ins erwerbsfähige A lter treten. W enn man weiß, daß
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die Q uote des Volkseinkommens, die beispielsweise 
in  Indien für diese völlig „unproduktiven" Zwecke ver­
w endet wird, rund 20 % ausmacht, so w ird daraus 
deutlich, daß durdi ihre Ermäßigung sicherlidi etwas 
gewonnen werden kann für alle diejenigen, die am 
Leben bleiben.
Auf der anderen Seite aber kann man ebensogut den 
Standpunkt vertreten, das Pferd werde am  Schwanz 
aufgezäumt, wenn man zuerst daran gehe, die S terb­
lichkeit zu verringern. Denn dadurch werde nur der 
Strom der V erbraudier noch größer, die von dem 
ohnehin zu kleinen Kuchen des Sozialprodukts zehr­
ten. Zuerst gelte es stattdessen, die Durchschnittspro­
duktivität der W irtschaft zu heben und damit diesen 
Kuchen zu vergrößern, -damit die Armut n id it un­
verändert groß bleibe oder gar sich noch versdilimmere. 
Demgegenüber kann man indes w ieder die alten 
Argum ente der Bevölkerungstheorie von Malthus ins 
Feld führen, die darauf hinauslaufen, daß im Falle 
einer Verbesserung der Versorgung die Bevölkerung 
ganz von selbst so stark  zunehme, daß sich der durch­
schnittliche Lebensstandard erneut auf das Niveau 
des Existenzminimums senke. So sehr man sich heute 
über diese pessim istisdie Bevölkerungstheorie erhaben 
fühlt und mit Stolz auf das empirische Gegenbeispiel 
Europas und Amerikas hinweist, so sehr muß man 
sich doch andererseits darüber klar sein, daß diese 
beiden Fälle eher Ausnahmen von der Regel bilden 
und daß diese Regel in den unentwickelten Gebieten 
aud i heute noch durchaus am W erke ist. Sie ist es 
denn auch, die die Bekämpfung der Armut als nahezu 
aussiditslos erscheinen läßt.
Nehmen wir an, es w äre gelungen, in  einem soldien 
Lande die Produktivität der Landwirtsdiaft oder der 
Industrie fühlbar zu steigern und damit das m aterielle 
Los der Bewohner zu verbessern, so zeigt alle bis­
herige Erfahrung, daß die damit gewormene Spanne 
über dem Existenzminimum dazu führt, entweder die 
Kinderzahl zu vergrößern oder die Kindersterblichkeit 
zu senken, so daß die daraufhin wadisende Bevölke­
rung den größer gewordenen Kuchen buchstäblich 
aufißt und für den einzelnen nach einer gewissen An­
passungsfrist w ieder soviel übrig bleibt w ie früher. 
Dieser ständige Bevölkerungsdruck auf den gegebenen 
Nahrungsspielraum  ist deshalb wohl das größte V er­
hängnis, dem die Volkswirtschaften der un teren t­
wickelten Länder ausgesetzt sind.
M an w ird nun zwar darauf hinweisen, daß die Sta­
tis tiken im W esten den Beweis dafür erbrächten, wie 
m it höherer Lebenshaltung die Geburtenhäufigkeit 
eher abnehm e als anwachse. Daß dies zutrifft, ist nicht 
zu bestreiten. Allein es ist dieser Beobachtung ein­
schränkend hinzuzufügen, daß sie erst Gültigkeit be­
sitzt für eine Zeit, da die Industrialisierung schon seit 
v ielen  Jahrzehnten begonnen hatte. Es scheint somit 
ein allgem eines Gesetz zu geben, daß beim Beginn 
einer W ohlstandssteigerung über das Existenzmini­
mum hinaus oder am  Anfang des Industrialisierungs­
prozesses die erreichten Fortschritte vor allem dazu 
dienen, eine erhöhte Bevölkerungszahl zu sättigen.

daß dagegen später, wenn es während längerer Zeit 
möglidi war, trotz dieser größeren Flut des am Leben 
bleibenden Nachwuchses das erreichte W ohlstands­
niveau zu halten oder gar noch zu steigern, der Be­
völkerungsdruck allmählich nadiläßt. Es liegt auf der 
Hand, daß in dieser zweiten Situation, in  der sich die 
hochindustrialisierten Länder heute befinden, die Frage 
der Hebung des Versorgungsniveaus sehr viel leichter 
zu lösen ist.
Kritisch ist dagegen jene Phase, in der es darum geht, 
ein Land aus der M isere herauszureißen und darauf­
hin die erzielte Zunahme des durchschnittlidien 
Lebensstandards gegen den ansdiw ellenden Strom 
der zahlreicheren Esser zu verteidigen. W enn es sich in 
Europa als möglidi erwies, im Laufe des 19. Jahrhun­
derts diese kritische Periode mit Erfolg zu durdi- 
schreiten, so w ar dafür eine Kombination von Um­
ständen verantw ortlidi, die bisher weltgeschichtlich 
einzigartig ist. Es brauchen hier nur Stichworte ge­
nannt zu werden: Zersdilagung des starren Zunft­
systems und des Merkantilismus, Entfesselung der 
privaten Initiative, tedinische Revolution, ermöglicht 
durdi die Aufklärung, eine ausreidiende Zahl von 
Unternehmerpersönlichkeiten, die bereit waren, W ag­
nisse zu übernehmen, eine bereits einigermaßen ge­
schulte Arbeitersdiaft, expandierende Absatzmärkte, 
die die Investitionsfreudigkeit belohnten, rationeller 
und aufs Äußere und W irtsdiaftliche gerichteter Zeit­
geist, hohe Bereitschaft zu Ersparnissen und zur 
Kapitalbildung, Entwicklung des Kreditsystems usw. 
Es ist leicht zu erkennen, daß sozusagen alle diese 
Elemente in den rückständigen Gebieten fehlen und 
daß es deshalb ungemein schwer halten wird, den 
entscheidenden Zeitraum ebensogut zu durchstehen. 
Selbst eine Industrialisierung größten Ausmaßes ist 
daher vom Standpunkt der individuellen Lebenshal­
tung aus nicht unbedingt ein Segen, falls ihre Früchte 
wieder absorbiert werden durch die nachwachsende 
Bevölkerung. Erforderlich ist vielmehr, daß die ein­
mal erreichte W ohlstandssteigerung aud i auf die 
Dauer beibehalten w erden kann. Und dazu sind an­
gesichts der sehr hohen Fruchtbarkeitsziffern in den 
rückständigen Gebieten enorme Anstrengungen von­
nöten.
Es gibt indes einen Umstand, der die Zukunft etwas 
rosiger erscheinen läßt. Die neuesten statistisdien Er­
hebungen scheinen nämlich zu ergeben, daß die Frist 
zwisdien der Entfernung vom Existenzminimum und 
dem Rückgang der Geburtenhäufigkeit allm ählidi ab ­
zunehmen beginnt. Erstreckte sie sid i im Falle W est­
europas auf bis zu 100 Jahren, so zeigen einige junge 
Industrieländer, daß diese Periode abgekürzt werden 
kann. Das ist natürlich eine gew altige Erleichterung, 
wird dodi zugleidi damit auch die Bewährungsprobe 
für den Erfolg einer Industrialisierung verkürzt. Der 
Hauptbestimmungsgrund für diese eigenartige V er­
änderung dürfte wohl darin zu erblicken sein, daß die 
Technik, der Geburtenkontrolle und der Wunsch der 
Eltern nadi einem angenehm eren Leben schon verhält­
nismäßig früh um sich greifen.
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SPARTÄTIGKEIT U N D  KAPITALBILDUNG 

Die Steigerung des Realeinkommens pflegt vor allem 
aus zwei Quellen gespeist zu werden; den tediniscben 
und organisatorisdien Fortschritten einerseits und dem 
verm ehrten Kapitaleinsatz andererseits. Für die un­
entwickelten Länder sind selbstverständlicfa beide 
Methoden von größter Bedeutung, gilt es dodi, die 
trotz der Übervölkerung äußerst rüdtständige Land­
w irtsdiaft zu m odernisieren und dadurdi die Eigen­
produktion von Nahrungsmitteln auszudehnen. Da­
neben aber ist es n id it minder widitig, für den Strom 
der ins erwerbsfähige A lter tretenden M ensdien 
Besdiäftigungsmöglidikeiten zur Verfügung zu stellen, 
damit sie nidit den größten Teil des Jahres arbeitslos 
und natürlida aud i verdienstlos bleiben. Dafür eignet 
sidi nun im allgem einen die Landwirtsdiaft nidit, weil 
sie mit zunehmender Produktivität eher weniger als 
mehr Leute absorbiert. Für diesen Teil der Aufgabe 
ist es vielm ehr unumgänglidi, Arbeitsplätze in der 
Industrie und im Dienstleistungsgewerbe bereitzu­
stellen. Das erfordert jedodi seinerseits vor allen 
Dingen eine riesige Kapitalbildung, deren Umfang 
etwa dadurdi illustriert wird, daß man die Zahl des 
Nettozuwadises der Bevölkerung mit einem Betrag 
von mindestens 20 000, vielleidit aber aud i 30 000 oder 
50 000 DM pro Person multipliziert.
Die Vorbedingungen für diese Kapitalbildung sind 
nun aber denkbar ungünstig. Sie sind es zunädist 
sdion deshalb, weil das Realeinkommen pro Kopf so 
überaus niedrig ist und weil dem entsprediend die 
Sparquote und der absolute Ersparnisbetrag sehr 
gering ausfallen. W er ohnehin am Existenzminimum 
lebt, der ist eben sdilediterdings außerstande, eine 
große Vorsorge für die Zukunft zu treffen. Darin liegt 
u. a. aud i der Grund dafür, daß die Leute durdi die 
immer w ieder vorkommenden M ißernten den W udie- 
rern  in  die Arme getrieben werden, weil sie n id it auf 
eigene Vermögensreserven zurüdcgreifen können. H in­
zu kommt, daß etwa die Ausgaben für Begräbnisse, 
Hodizeiten und dergleidien in der Regel sehr hodi 
sind und Zw angsdiarakter tragen, so daß sie oft 
geradezu zur Ursadie der Verarmung werden. Sidier 
ist jedenfalls, daß bei einer durdigreifenden Reform 
audi das Kreditwesen nam entlidi auf dem Lande völ­
lig um gestaltet werden müßte, um die Ausbeutung 
der Sdiuldner durdi w eit überhöhte Zinssätze zu v er­
hindern.
Solange indes ein organisiertes Sparkassenwesen nidit 
besteht, ist es offensiditiidi aud i n id it leidit, die tat- 
sädilidi zustande kommenden Ersparnisse irgendwie 
zu sammeln imd volksw irtsdiaftlidi fruditbar zu 
madien. In  der Tat hat der einzelne kaum Gelegen- 

. heit, sie einer zuverlässigen Bank gegen Zinsen anzu­
vertrauen. Abgesehen davon müßte sidi eine soldie 
Gewohnheit audi erst während langer Zeit einbür­
gern, und sie kann nidit von einem Tag zum ändern 
gesdiaffen werden, wenn die bisher vorgezogene 
Form der Aufbewahrung von Ersparnissen diejenige 
etwa von Goldhorten war. In Südamerika beispiels­
weise werden die vom laufenden Einkommen beiseite

gelegten Teile meistens zur V ersdiönerung des 
eigenen Hauses verwendet, weil das dort als Maß­
stab des W ohlstandes und der sozialen Geltung ange­
sehen wird. Auf jeden Fall aber werden selbst die 
realisierten Ersparnisse nur zum geringsten Teil pro­
duktiv verw endet und stattdessen zur H auptsadie in 
Konsumgütern angelegt. Es liegt jedodi auf der Hand, 
daß eine derartige Verwendungsweise nidits dazu bei­
trägt, für den Bevölkerungszuwadis jene sadilidien 
Produktionsmittel zu erzeugen, die e r  zu seiner Ein­
gliederung in den Produktionsprozeß benötigt. Selbst 
bei den Ersparnissen der Unternehmungen kommt es 
häufig vor, daß sie nidit zur Vergrößerung des eigenen 
Betriebes dienen, sondern im Auslande angelegt w er­
den, weil ihre Eigentümer die Sidierheit dieser Mittel 
dort für größer halten als im Inland. W enn aber 
sdion die Einheimisdien einen soldien Kapitalexport 
aus Sidierheitsgründen treiben, wie soll sid i dann das 
fremde Kapital veranlaßt sehen, Investitionen in  dem 
betreffenden Lande durdizuführen?
W ir erkennen daraus, daß zweifellos die Voraus­
setzungen für eine Lösung des Problems durdi frei­
willige nationale Sparkapitalbildung als sehr sdiledit 
einzusdiätzen sind. W eldies sind aber die A lter­
nativen? Die klassisdie A rt und Weise, in  der der 
Bevölkerungsüberdrudi immer wieder etwas verm in­
dert wurde, w aren eben Seudien und Hungersnöte, 
jene autom atisdien Korrektive, die M althus als „re­
pressive d ied ts“ bezeidinet hatte. W ill man sie jedodi 
in Zukunft aus hum anitären oder anderen Gründen 
vermeiden, so bleibt nidits anderes übrig, als en t­
weder ausländisdies Kapital zu m obilisieren oder aber 
die inländisdie Kapitalakkumulation zwangsweise zu 
intensivieren. W enden w ir uns dem zw eiten dieser 
Fälle zu.

INFLATION

Zwangsersparnisse lassen sidi zur H auptsadie durdi 
zwei Verfahren erzielen, näm lidi durdi den Banken­
apparat und durdi den Fiskus, Der Fiskus könnte bei­
spielsweise sehr hohe Steuern erheben und einen 
Einnahmenübersdiuß über seine ordentlidien oder 
normalen Ausgaben hinaus realisieren. Dieser Betrag 
wäre dann für Investitionszwedce verfügbar. Es könn­
ten damit etwa Straßen, Eisenbahnen, Hafenanlagen, 
Elektrizitätswerke und andere Versorgungsbetriebe 
erriditet, aber audi Sdiulen und Spitäler und ähnlidies 
gebaut werden. All diese Dinge sind natürlid i für den 
Fortsdiritt eines Industrialisierungsprozesses unge­
mein widitig, weil nur auf der Grundlage funktionie­
render Verkehrsverbindungen, vorhandener E lektri­
zität, eines gesdiulten A rbeiterstabes usw. die Indu­
striellen sidi veranlaßt sehen werden, aus eigener In­
itiative Betriebe in einem Landstridi zu gründen, in 
dem soldie bisher n id it bestanden.
Leider ist indes audi in dieser Beziehung die Aus­
gangslage n id it erfreulidi. Einnahmenübersdiüsse im 
Staatshaushalt, die für Investitionen der genannten 
A rt eingesetzt w erden könnten, zählen in den unent- 
widselten Gebieten zu den größten Seltenheiten. Das 
ist an  sidi audi n id it sehr erstaunlidi. H ält man sidi
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das niedrige durdischnittlidie Realeinkommen der 
Bevölkerung vor Augen, so ist klar, daß hier nidit 
nodi viel für den Fiskus abzusdiöpfen ist. Vergegen­
w ärtigt man sidi w eiter das Analphabetentum  und 
den äußerst rudim entären Steuerveranlagungs- und 
-erfassungsapparat, so leuchtet ein, daß die Möglidi- 
keiten zur Erhebung von Steuern begrenzt sind — 
ganz abgesehen von der Korruption, die mit der Ar­
mut stets Hand in Hand geht. Es ist daher auch nidit 
verw underlidi, daß solche Länder sidi mit Vorliebe 
auf Zolleinnahmen und andere indirekte Steuern 
stützen, die verhältnism äßig leid it anzuwenden sind. 
Auf der anderen Seite muß anerkannt werden, daß 
die Notwendigkeit zur Durchführung umfassender In­
vestitionsprogram m e von den verantwortlichen staat­
lichen Stellen durdiaus eingesehen wird — ja, daß 
manchmal sogar zu viel unternom men wird. Stehen 
nun aber zu ihrer Finanzierung keine ordentlidien 
Steuerm ittel zur Verfügung, so ist man gezwungen, 
andere Quellen heranzuziehen. Am nädisten  läge da­
bei die Emission von Anleihen, durdi dié die frei­
willigen privaten  Ersparnisse der Erweiterung der 
Produktionsausrüstung dienstbar gem adit werden 
könnten. W ir haben jedoch bereits gesehen, daß diese 
Ersparnisse zunädist in ihrem Umfang sehr besdieiden 
zu sein pflegen und daß sie sodann in  großem Aus­
maße für Zwecke der H ortung und der Ansdiaffung 
dauerhafter Konsumgüter Verwendung finden. Ein or­
ganisierter Kapitalmarkt, in dem die Banken die ein­
zelnen Sparpartikel in einem gemeinsamen Sammel­
becken auffangen würden, existiert dagegen in der 
Regel nidit.
U nter diesen Umständen kann man natürlich auf den 
Gedanken verfallen, Zwangsanleihen zu emittieren. 
Diese Methode w urde denn aud i sdion recht häufig 
praktiziert. Da als „Zeidiner“ soldier Emissionen aber 
fast nur Banken und Firmen in  Betradit kommen, 
sind es daher aud i fast aussdiließlich diese, denen 
m it den Zwangsanleihen ein zusätzliches Sparen zu­
gem utet wird. Um sie indes n id it in Liquiditäts- 
sdiw ierigkeiten zu bringen, w ird ihnen oft die Erlaub­
nis erteilt, die übernommenen Papiere bei der Noten­
bank zu rediskontieren oder zu lombardieren. Die 
N otenbank stellt den Effektenzeidinern mit anderen 
W orten Bargeld oder G iroguthaben bis zu einem be­
stimmten Teil oder auch bis zu 100 Prozent des Wert­
betrages der Papiere zur Verfügung. Auf diese Weise 
kommt natürlid i eine Ausweitung der Geldzirkulation 
zustande. Der Staat versdiafft sidi, anders ausgedrüdct, 
auf eine etwas versdiäm te A rt seine benötigten Mittel 
von der Zentralbank. Damit haben wir eine Form vor 
uns, in der die Inflation aufzutreten pflegt.
A ndere Formen bestehen darin, daß sich der Fiskus 
bei den Privatbanken versdiuldet, die zu diesem 
Zwecke S taatstitel in ihr Portefeuille aufnehmen und 
— da diese oft den Kassenreserven gleidigestellt 
w erden dürfen — daraufhin sogar zusätzlidie Kredite 
an  die Privatw irtsdiaft gewähren können. Am ein- 
fadisten vollzieht sich die Geldmengenexpansion 
selbstverständlich dort, wo der S taat die Notenbank

dazu anhält, ihm im Umfange des Haushaltsdefizits 
M ittel vorzustredsen. In allen Fällen nun, in denen 
der Einkommenskreislauf durch die Vermehrung der 
Geldmenge stärker ausgedehnt wird, als sidi gleich­
zeitig das verfügbare Sozialprodukt vergrößert, wird 
eine Preissteigerung Platz greifen. Hand in Hand mit 
ihr wird sodann ein Zwangssparen bei all jenen 
Bevölkerungssdiiditen hervorgerufen, deren Nominal­
einkommen der Teuerung n id it oder dodi n id it voll 
angepaßt werden. Sie werden m it anderen W orten 
gezwungen, eine Konsumeinsdiränkung vorzunehmen 
— ähnlidi wie der Absidit nadi aud i die Zeidiner der 
Zwangsanleihen ihren V erbraudi zugunsten der v er­
mehrten Staatsausgaben und der größeren S taatsinve­
stitionen reduzieren sollen.
W erfen wir einen Blidc auf die F inanzgesdiidite der 
rückständigen Länder, so erkennen wir, daß die offene 
oder verdedcte Inflation in der Tat nahezu ein stän­
diges Merkmal ihrer Entwicklung bildet. Daß es dabei 
größte U ngereditigkeiten gibt, ist n id it zu vermeiden. 
So hinkt z. B. regelmäßig die Entsdiädigung der 
staatlichen Angestellten dem Verlauf der Lebenshal­
tungskosten nadi. Das Ergebnis dieser Auspowerung 
ist begreiflidierweise die Korruption. Durdi die pas­
sive Bestediung sudien sidi die knapp gehaltenen 
Beamten für die Realeinkommenseinbuße so gut wie 
möglich sdiadlos zu halten. Daß das der Sdilagkraft 
und Leistungsfähigkeit des Staatsapparates nidit zu­
träglich ist und daß deshalb auf manche hodifliegenden 
Pläne von Anfang an  verzid itet werden muß, weil 
sie sdilediterdings nicht durdiführbar sind, ist freilidi 
naheliegend. Eine andere Begleitersdieinung der „In­
flation in Permanenz" ist darin zu erblicken, daß all 
jene Unternehmer von der Sachlage profitieren, die 
die Lohnsätze ihrer A rbeitersdiaft nur mit Verzöge­
rung der Teuerung anpassen oder die die staatlichen 
Hödistpreisbestimmungen umgehen. Das A rbeitsein­
kommen wird in  diesem Falle zugunsten des Gewinn- 
einkommens gekürzt. Eine soldie Veränderung im 
V erteilungssdilüssel des gesamten Volkseinkommens 
w äre nun auf lange Frist und im Interesse der künf­
tigen Generationen nidit so übel, vorausgesetzt, daß 
die Unternehmer die Gewinne wieder investierten und 
damit zusätzlidien A rbeitskräften Beschäftigung ge­
währten. Allein diese Verwendungsweise steht gerade 
in den unentwickelten Ländern keineswegs fest. Viel­
m ehr kommt es häufig vor, daß die Gewinne eben zur 
Bestreitung eines Luxusaufwands beim persönlidien 
Konsum oder zum Kapitalexport dienen. Trifft das zu, 
so hat allerdings die gegenwärtige A rbeitergeneration 
gewissermaßen umsonst gespart, und ihr Opfer 
komnlt nicht ihren Nachkommen zugute, wie es etwa 
im 19. Jahrhundert in Europa der Fall war.

FAZIT

Überblicken wir die bisherigen Ausführungen, so 
drängt sidi die Feststellung auf, daß die erfolgreidie 
Bekämpfung der Armut in den Agrar- und Rohstoff­
ländern von zahllosen Gefahren umgeben ist, von 
denen hier n id it einmal alle erörtert w erden konnten.
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W ie soll Z. B. die Industrialisierung zustande kommen, 
wenn es an den Unternehmerpersönlichkeiten fehlt, 
die auf Grund eigener Initiative die gebotenen Chan­
cen ausnutzen? Darf man sich da auf das europäische 
Rezept des laissez faire verlassen? W ar nicht die euro­
päische Entwicklung dadurch in außergewöhnlichem 
Maße begünstigt, daß aus dem  früheren Handwerker­
tum ein Stamm von selbständig Erwerbenden vor­
handen war, der sich nur die Möglichkeiten des Indu­
striezeitalters durch Eröffnung von Klein- und M ittel­
betrieben zunutze zu machen brauchte? Dieser V or­
sprung schon in der Ausgangslage ist in der Tat nicht 
gering zu schätzen. Das Beispiel der Türkei oder 
Japans zeigt immerhin, daß man auch durch staatliche 
Organisationen Unternehmungen aufziehen kann, falls 
die privaten  Kräfte fehlen — allerdings um den Preis 
entsprechender Schwerfälligkeiten.

Auf jeden Fall aber sehen wir, daß es unklug wäre, 
etwa die „Planwirtschaft" in den unentwickelten Län­
dern in globo zu verdammen, weil sie namentlich für 
das Anfangsstadium der Entwicklung durchaus uner­
läßlich sein mag. Ebenso w äre es irrig, den betreffen­
den Regierungen die Inflationszustände mit überheb­
licher M iene anzukreiden — kennen wir doch selbst 
im alten  Europa und in Friedenszeiten derartige V er­
hältnisse. Immer wird man vielm ehr die tieferen 
Bestimmungsgründe ins Auge zu fassen haben, die zu 
den unerfreulichen Bedingungen führen: in erster Linie 
den Bevölkerungsdruck, dann aber auch die mangelnde 
Spartätigkeit und Kapitalbildung und die sich än­
dernde Einstellung der breiten Massen, die die Regie­
rungen oft zwingt, Dinge zu tun, die vom Standpunkt 
finanzpolitischer Orthodoxie als ungesund erscheinen 
mögen.

Sum m ary: T h e  P r o b l e m  o f  P o ­
v e r t y  i n  t h e  B a c k w a r d  
A r e a s .  In recen t years , and p a rticu l­
a rly  since th e  announcem ent of 
T rum an 's P oint F our Program m e, the  
in sigh t has g a in ed  ground in  the 
h igh ly  industria lized  countries th a t it 
m ost u rg en tly  devolves on them  to 
coopera te  in  the  developm ent of the  
backw ard  a reas  w hich a re  m ostly  also 
im portan t supp liers of raw  m ateria ls. 
The m ain  d ifficulties sp ring  from  the  
im m ense p o v e rty  dom inating  these  re ­
gions. O n account of grow ing n a tio n ­
alism , th e  p opu la tion  of th e  backw ard 
areas is no longer p rep a red  to p as­
sive ly  accep t th is po v erty , a fact which 
d angerously  exposes i t  to th e  p a rtly  
v e ry  a c tiv e  C om m unist influences: 
thus, the  econom ic stab iliza tion  of 
these  a re a s  also becom es a  po litical 
prob lem  for the  w este rn  w orld, and  to 
fight th is p o v e rty  is one p recond ition  
for secu ring  th e  w es te rn  hem isphere 
its  raw  m a teria l supplies. U nder these  
aspects, th e  au th o r in v es tig a tes the  
p rob lem  of p o v e rty  w hich is ren d ered  
so ex trem ely  difficult above all b y  a 
co n stan t p ressu re  of population . The 
M althusian  law  is s till v a lid  in  these 
areas, and  it  n ev e r ceases to o pera te  
u n til a f te r  se v e ra l decades of indu­
stria liza tion . A lso, p rec ise ly  on accoun t 
of th is  p o v e rty  th e  p reva ilin g  cap ita l 
sho rtage  canno t be overcom e b y  the  
crea tio n  of cap ita l from  the  coun tries ' 
ow n sources, and th is  s ta te  of affairs 
can  only  be  rem edied  e ith e r  by  foreign  
lend ing  o r by  a po licy  of infla tion . Be­
cause of th ese  p ecu lia r  conditions, th e  
backw ard  a reas  shou ld  be  genera lly  
reproached  n e ith e r  for th e  o ften  p rac ­
tised  policy  of infla tion  nor, du ring  the 
in itia l stages, fo r a  po licy  of econom ic 
p lanning.

Résum é : P a u v r e t é ^ p r o b l è m e  
d e s  p a y s  a r r i é r é s .  A u cours 
des années d ern ières, su rtou t ap rès la  
m ise en v ig u eu r du program m e du 
P oint IV  p a r  T rum an, les pays indu­
stria lisés  o n t com pris que leu r coopé­
ra tion  en fav eu r du développem ent des 
p ay s a rrié ré s  e s t urgenm ien t néces­
sa ire , é ta n t donné que ces pays, pour 
la  p lupart, sont des fourn isseurs de 
m atiè res  p rem ières. P ourtan t il y  a  des 
difficultés. Sous le  jo u g  trad io n n e l 
d 'u n e  p a u v re té  ex trêm e les p opu la­
tions des pay s a rrié ré s  s 'im patien t 
con tre  leu r  situ a tio n  à  m esure que les 
tendances n a tio n a lis tes  augm enten t. Le 
fait qu 'e lles  se m o n tren t sensib les à 
la  p ro p agande com m uniste p lus ou 
m oins ac tiv e  double le  prob lèm e de 
la  stab ilisa tio n  économ ique d 'un  p ro ­
blèm e po litique; Les E tats-U nis e t 
l'E u rope se ron t en é ta t de s 'a ssu re r  
l 'ap p rov isionnem en t en m atières p re ­
m ières p ar ces pays seu lem en t à con­
d ition  q u 'ils  réu ss issen t à com battre  
la  p au v re té . Selon l 'a u te u r  ce p ro ­
blèm e est com pliqué su rtou t du fait de 
la p ress io n  ex ercée  p a r  l 'au g m en ta ­
tion  perm an en te  de la  population . Dans 
ces p ay s règ n e  encore la  loi-M althus 
qui p e rd  son efficacité seu lem ent ap rès 
quelques décades d 'industria lisa tion . 
C e tte  p au v re té  ren d  im possib le tou te  
fo rm ation  de cap itaux . Les seu les r e ­
m èdes co n sisten t donc dans u n e  po liti­
que in fla tionn iste  ou  dans l 'in v e s tis se ­
m en t de cap itau x  é tran g ers . Eu égard  
à  ce t ensem ble de cond itions spéciales 
des pay s a rrié rés , il n 'e s t pas possib le 
de condam ner en bloc so it leu r po liti­
que in fla tionn is te  souven t p ra tiquée , 
so it l 'économ ie  p lanifiée p en d an t les 
p rem ières é tap es  de  leu r  développe­
m ent.

R esum en: E l  p r o b l e m a  d e  l a
p o b r e z a  e n  l o s  p a í s e s  d e  
d e s a r r o l l o  r e t a r d a d o .  En el 
curso de los re c ie n te s  años y  esp ec ia l­
m en te  desde el am incio del p rog ram a 
del pun to  IV  de T rum an, los pa ises 
a ltam en te  industria lizados h an  recono­
cido que su cooperación  en  el desar­
rollo  de los p a ises a trasad o s , que las 
m ás veces son tam bién  p roveed o res 
im portan tes  de m ate rias  p rim as, es una 
necesidad  u rg en te . Las d ificultades 
p rinc ipalm en te  re su ltan  de la  g ran  po ­
breza  que p redom ina en aquellos 
paises. Porcjue la  pob lación  de  los 
p a ises m enos d esarro llados, a  causa 
del despertado  nacionalism o, no está  
d ispuesto  a co n ten ta rse  con esa  po­
breza, de m an era  que cpieda m uy sus- 
cep ib le  de la  a m enudo m uy  activa 
influencia com unista, la  es tab ilización  
económ ica de aquello s pa ises co n sti­
tu y e  un  prob lem a político  p a ra  el 
hem isferio  occiden ta l, y  el com bate de 
la  pobreza es u n  p re req u is ito  p a ra  la 
p ro tección  de sus adquisic iones de 
m ate rias  prim as. Bajo es te  ángulo  de 
v ista , el au to r  exam ina el prob lem a de 
la  pobreza, que v ien e  siendo agravado  
p o r el continuo aum ento  de la  pob la ­
ción. El au to r opina que en  aquello s 
pa ises todav ía  es té  v ig an te  la  ley  de 
M altus, la  cual p erd e ría  su  v igencia  
so lam ente después de m uchas décadas 
de la  industria lizac ión . Tam poco se 
p od ría  a lla n a r  la  escasez de cap ita l 
debido a  la  pobreza que predom ina en 
aquellos paises, de m an era  que  se 
p od ría  p o n er rem edio  a e s ta  s ituac ión  
so lam ente por in v e rs io n es  de cap ita l 
ex tran je ro  o p o r u n a  po lítica  infla- 
cionista.
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